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ABSTRACT
Die gegenseitige Bewertung von Studierenden 
(Peer-Assessment) ist ein hochschuldidaktisch hoch-
interessantes Format. Sein Einsatz zieht prüfungs-
rechtliche Fragen nach sich, die u.U. die Verwendung 
hemmen. Der Artikel prüft diese Fragen und benennt 
Rahmenbedingungen einer formal abgesicherten 
Umsetzung.
Schlagworte: Peer-Assessment, Prüfungsrecht, Prü-
fungsformat, Prüfungsbewertung, Verwaltungsrecht
1.  EINLEITUNG
1. 1.  Was ist Peer-Assessment?
Peer-Assessment1 ist eine Methode der Beurteilung 
und Bewertung von Leistungen eines/einer Lernen-
den durch andere Lernende im selben Lehrsetting 
???????????????????????????????????????????????? ???
den Hochschulbereich bezogen ist damit eine Bewer-
tung von Studienleistungen von Studierenden durch 
Kommilitoninnen und Kommilitonen gemeint. Dabei 
können verschiedene Formen des Peer-Assessment 
unterschieden werden: nach ihrem Umfang (Teil- 
leistungen bis Gesamtleistung), nach der Art und Wei-
se (Kommentierung bis Punkte- oder Notenbewer-
tung), nach dem Bewertungsmaßstab (mit allgemei-
nem bis speziellem, vorgegebenem bis gemeinsam 
erarbeitetem oder ohne Bewertungskriterienkatalog) 
und nach der Zuordnung der Beurteilenden (1:1, im 
Zirkel oder innerhalb einer Teilgruppe) (vgl. Millard, 
Newmann & Sinclair 2008). Je nach genauer Um-
setzung kann und wird auch von Peer-Review bzw. 
Peer-Feedback gesprochen.
1  Für das sogenannte „Peer-Assessment“ gibt es in der 
deutschen Sprache keine direkte gängige Entsprechung. Der Versuch 
einer wörtlichen Übersetzung mit „Beurteilung unter Gleichrangigen“ 
ist zwar hinreichend exakt, kommt aber weitestgehend in der Literatur 
nicht zur Anwendung, so dass im Text der englische Terminus verwen-
det wird. 
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1. 2.  Warum und wann wird Peer-Assess-
ment als Prüfungsformat eingesetzt?
Peer-Assessment kann mit Blick auf den prüfen-
den Studierenden in den Bereich der aktivieren-
den Lehr-Lern-Methoden eingeordnet werden. Ziel 
im Sinne eines konstruktivistischen Lehrverständnis-
ses ist das autonome und selbstverantwortliche Ler-
nen der Teilnehmenden. Die selbstständige Kompe-
tenzentwicklung fokussiert bei dieser Methode vor 
allem die Erprobung von Feedback und Feedback-
regeln. Durch die gemeinsame Erarbeitung der Be-
urteilungsmaßstäbe und die selbstständige Anwen-
dung dieser soll die Urteilsfähigkeit gestärkt werden. 
Ein positiver Nebeneffekt ist die teilweise Verlagerung 
des Arbeitsaufwandes vom Lehrenden auf die Lernen-
den bei gleichzeitiger detaillierterer Rückmeldung an 
den/die einzelne_n Studierende_n. Die Erarbeitung 
und Transparentmachung von Bewertungsmaßstä-
ben wiegt jedoch meist die Arbeitserleichterung auf 
Seiten der Lehrenden auf, stellt allerdings einen we-
sentlichen lerndidaktischen Gewinn für die Studieren-
den dar. Hochschuldidaktische Bedenken beziehen 
sich beim Peer-Assessment vor allem auf den Kennt-
nisstand der Studierenden sowie eine mögliche Be-
fangenheit der Studierenden aufgrund von Freund-
????????? ????? ???? ???????? ??????? ???????? ?????????
sich daher eher bei Studierenden höheren Semes-
ters, welche schon größere Vorerfahrungen mit aka-
demischen Bewertungsmaßstäben und eigene Exper-
tise entwickelt haben. Peer-Assessment eignet sich 
insbesondere für größere Einzel- oder Gruppenpro-
jekte, da es prozessbegleitende Rückmeldung ermög-
licht. Große Bedenken hinsichtlich des Einsatzes von 
Peer-Assessment beziehen sich in der Regel auf den/
die geprüfte_n Studierende_n, d.h. die rechtliche Ein-
ordnung und Gültigkeit des studentischen Prüfungsur-
teils. Die rechtliche Betrachtung dieser Bedenken ist 
Gegenstand der folgenden Ausführungen. 
1. 3.  Warum könnte Peer-Assessment 
rechtlich bedenklich sein?
Die Hochschulrektorenkonferenz gibt in einer Hand-
reichung zu bedenken: „Auch gegenseitige Peer-As-
sessments werfen rechtliche Fragen auf, insbesonde-
re dahingehend wer autorisiert ist, Wissen auch mit 
Blick auf die Vergabe von Kreditpunkten zu prüfen“ 
(Beiträge zur Hochschulpolitik 2/2012, 38). Rechtlich 
ergibt sich daraus folgendes Problem:
Der Einsatz von Studierenden als Prüfende in Hoch-
schullehrveranstaltungen im Sinne eines „Peer-As-
sessment“ könnte einen verwaltungsrechtlichen Ver-
fahrensfehler darstellen.
Im Rahmen eines verwaltungsgerichtlichen Klagever-
fahrens kann nur der Bescheid des Prüfungsamts, 
d.h. die endgültige Benotung/Bewertung an sich an-
gegriffen werden, da nur dieser Bescheid ein Verwal-
tungsakt im Sinne des § 35 VwVfG ist. Die konkreten 
Bewertungen/Bewertungsbegründungen der schriftli-
chen Arbeiten, aufgrund derer die Gesamtbenotung 
erfolgt und der endgültige Bescheid ergeht, haben 
keine unmittelbare Rechtswirkung. Ziel des Klagever-
fahrens ist daher ausschließlich die Feststellung der 
Rechtswidrigkeit des Prüfungsbescheids, was nach 
seiner Aufhebung entweder zur Neubewertung der 
Prüfungsleistung oder Wiederholung der Prüfung füh-
ren kann. 
Die Prüfungsentscheidung wäre angreifbar, wenn über-
prüfbare Verfahrensmängel vorliegen. Diese können 
formaler und/oder inhaltlicher Natur sein. Formale 
Verfahrensmängel sind insbesondere Verstöße gegen 
die Prüfungsordnung, Verstöße gegen das Verwal-
tungsverfahrensgesetz (insbesondere Befangenheit 
gemäß §§ 20, 21 VwVfG) sowie äußere Prüfungsbe-
dingungen, die den Grundsatz der Chancengleich-
heit verletzen. Inhaltliche Mängel, also die oftmals 
von Studierenden aufgezeigten vermeintlichen Be-
urteilungsfehler, unterliegen nur einer beschränkten 
gerichtlichen Kontrolle (Beurteilungsspielraum des/
der Prüfers/Prüferin). Strauch führt dazu anhand der 
ständigen Rechtsprechung des Bundesverwaltungs-
gerichts aus, dass die „Beschränkung der richter-
lichen Nachprüfung der rechtlichen Natur der Prü-
fungsleistungen und Prüfungsurteile entspricht“. Das 
heißt, im Rahmen der inhaltlichen Mängel können nur 
eine Verkennung des anzuwendenden Rechts, Feh-
ler bei der Ermittlung des Sachverhalts, sachfremde 
Erwägungen oder die Verletzung allgemein gültiger 
Bewertungsgrundsätze überprüft werden: „… alles 
andere hat den Charakter eines höchstpersönlichen 
Werturteils“ (Strauch 1978, 3; vgl. BVerwGE 38, 322, 
325; BVerGE 8, 272, 273).
Für konkrete Prüfungsentscheidungen im Peer-As-
sessment können insofern sowohl mögliche forma-
le als auch inhaltliche Mängel (in den beschriebenen 
Grenzen) ausschlaggebend sein. Im Folgenden wird 
Peer-Assessment in erster Linie mit Blick auf mögli-
che formale Mängel und Vorbehalte geprüft. Auf in-
haltliche Mängel in der Bewertung von Prüfungsleis-
tungen wird nicht direkt eingegangen. Diese spielen 
allenfalls im Rahmen der Urteilsbildung und des all-
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gemeinen Beurteilungsspielraums eine Rolle. Wie 
gezeigt wird, gelten dort für den Lehrenden, der ein 
Peer-Assessment-Verfahren nutzt, dieselben Grund-
sätze wie bei anderen Prüfungsentscheidungen auch.
Ein genereller formaler Verfahrensfehler im Peer-As-
sessment könnte in der Person des/r Prüfenden lie-
gen. Einschlägig sind dazu folgende Paragrafen (der 
Normenhierarchie folgend): § 15 Abs. 4 HRG schränkt 
den Personenkreis von Prüferinnen und Prüfern in-
nerhalb der Gruppe der Hochschulpersonen wie folgt 
ein: „Prüfungen dürfen nur von Personen bewertet 
werden, die selbst mindestens die durch die Prüfung 
???????????????? ????? ????? ???????????????????????????
besitzen.“ Dieses wird durch landesrechtliche Rege-
lungen weiter ausdifferenziert. Neben der genannten 
??????????????????????? ????????? ???? ????????? ????
sächsische Hochschulrecht zudem auf die Berechti-
gung „zur selbstständigen Lehre“ im Prüfungsgebiet 
(bzw. einem Teilgebiet) (§ 23 Abs. 7 SächsHG bzw. 
§35 Abs. 6 SächsHSFG). Diese Rahmenvorgaben 
?????????????????????????????????????????????????
in den jeweiligen universitären Prüfungsordnungen. 
Die Prüfungsordnungen bewegen sich im gegebenen 
Dispositionsrahmen des § 16 HRG2. Das Landesrecht 
gibt dabei vor allem den Regelungsumfang von Prü-
fungsordnungen in Bezug auf Prüfungsformate vor, 
lässt aber einen Ausgestaltungsspielraum: „Prüfungs-
ordnungen müssen insbesondere regeln: die Anzahl 
sowie die Art, Gegenstand, Aufbau und Ausgestal-
tung der Fach-und Modulprüfungen“ (§ 34 Abs. 1 S. 2 
2 Eine Prüfungsordnung muss so gestaltet sein, dass das 
Studium in Regelstudienzeit möglich ist und weitere Bestimmungen 
wie z. B. Mutterschutz beachtet werden.
Nr. 6 SächsHSG) sowie „die Grundsätze der Bewer-
tung und Benotung der einzelnen Prüfungsleistun-
gen, die Ermittlung des Prüfungsgesamtergebnisses 
und das Bestehen von Fach-und Modulprüfungen“ 
(§  34 Abs. 1 S. 2 Nr. 12 SächsHSG). 
So lässt sich als Zwischenfazit festhalten, dass 
Peer-Assessment als Prüfungsformat zwei mögliche 
Probleme im Sinne von Verfahrensfehlern nach sich 
ziehen kann. Einerseits die Frage nach der generel-
len Zulässigkeit als Prüfungsformat und andererseits 
die Frage ob Studierende als Prüfer zulässig sind. 
Zur ersten Frage lässt sich zusammenfassen, dass 
die allgemeinen Bestimmungen zu den Prüfungs-
ordnungen keine Hinweise darauf enthalten, dass 
Peer-Assessment kein zulässiges Prüfungsformat 
sei. Es bewegt sich durchaus im Rahmen der dispo-
sitiven Ausgestaltung von Prüfungsordnungen einzel-
ner Fächer und Hochschulen. Jedoch sollte es dem-
entsprechend in den jeweiligen Ordnungen verankert 
sein. Insbesondere ist dabei wichtig, dass die jewei-
lige Prüfungsordnung ein Prüfungsformat vorsieht, 
welches sich aufgrund seiner Art und Ausgestaltung 
für Peer-Assessment eignet3. Es bleibt allerdings die 
3  Da es sich beim Peer-Assessment eher um ein Prüfungs-
bewertungsformat handelt, ließe sich argumentieren, dass bezogen 
auf das Prüfungsformat die Verankerung eines für das Peer-Assess-
ment geeigneten Formats ausreiche. Dies könnten zum Beispiel die 
Projektarbeit (die ihrer Sache nach viel Kooperation zwischen den 
Studierenden verlangt) sowie das Portfolio (welches eine umfangrei-
????????????????????????????????????????????????????????????????????-
???????????????????????????????????????????? ??????????????????????????
bleibt die Frage, ob Peer-Assessment darüber hinaus als ein solches 
Bewertungsformat zu verankern ist. Dies hängt maßgeblich davon 
ab, ob es überhaupt ein rechtlich geeignetes Verfahren ist. Dies wird 
im Folgenden in Frage gestellt, so dass sich auch die Frage nach der 
zweite Fragestellung: Ein formaler Mangel könnte da-
rin liegen, dass Studierende im Rahmen des Peer-As-
sessment als Prüfer_in tätig werden.
Zur weiteren Erörterung sind zwei Aspekte zu prü-
??????????????????????????????????????????????????-
onen im HRG und die landesrechtlichen Regelungen 
mit den Vorgaben des Grundgesetzes im Einklang 
stehen, und zum anderen, welche konkreten Anfor-
derungen die Rechtsprechung an die Person des/der 
Prüfers/Prüferin stellt bzw. wie sie den Begriff des/der 
sachkundigen Prüfers/Prüferin auslegt. 
Als Verwaltungsakte sind für Prüfungen die Grund-
sätze der Gleichheit und Überprüfbarkeit auf dem 
Rechtsweg zu beachten (Art. 3 Abs. 1 GG; Art 19. 
Abs. 4 GG), aus denen auch das allgemeine Recht 
auf vergleichbare Bewertungskriterien und -maßstä-
be sowie deren Einhaltung folgt. Prüfungen sind aber 
nicht nur als Verwaltungsakte zu verstehen, sondern 
sind auch integraler Bestandteil der Lehre. Die Ausge-
???????????????????????????????????????????????????
in einem Spannungsverhältnis zwischen der Freiheit 
von Forschung und Lehre (Art. 5 GG) und dem Recht 
auf freie Berufswahl (Art. 12 Abs. 1 GG) der Studie-
renden. Daher haben die Lehrenden einerseits einen 
direkten Verankerung des Bewertungsformats ergibt. Es kann daher in 
geeigneten Prüfungsformen (Projektarbeit, o.ä.) aufgehen. Allenfalls 
könnte sich eine Erwähnung einer gegenseitigen Begutachtung der 
Studierenden im Prüfungsformat anbieten (z. B. Prüfungsleistung 
im Modul ist eine Projektarbeit. Diese umfasst die Dokumentation 
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weiten Spielraum, sowohl was die Ausgestaltung von 
Prüfungsformen als auch ihre Urteilsbildung4 anbe-
langt, zugleich erfährt dieser Beurteilungsspielraum 
aber eine Beschränkung durch das Recht auf freie 
Berufswahl, d.h. in der unverhältnismäßigen bzw. un-
??????????????????????????????????????????????????
Studierenden.
Um diese beiden Rechte zum Ausgleich zu bringen, 
hat der Gesetzgeber Rahmenbedingungen geschaf-
fen, die sich bis auf die einzelne Prüfungsordnung 
durchschlagen und so überprüfbare Mindeststan-
dards an universitäre Prüfungen anlegen. Man kann 
also vereinfacht sagen: Die „Prüfungsfreiheit gilt nur 
im Rahmen der Prüfungsordnung“ (Hailbronner et. al. 
1988, 46). Zu diesen Mindeststandards gehört das 
????????????????????????????????????????????????????
der Gesetzgeber die Sachkunde über den Mindest-
??????????????????????????????????????????????????-
???????????????????????????????????????????????????????
lässt sich nun die Frage stellen, ob diese Beschrän-
kung zum einen geeignet ist das Regelungsziel zu er-
reichen und zum anderen verhältnismäßig ist. Eine 
genaue Prüfung würde an dieser Stelle zu weit füh-
4  „Die Rechtsprechung vertritt überwiegend die Auffas-
sung, dass die Gewichtung des Schwierigkeitsgrades der gestellten 
???????????????????????????????? ???????????????????????????????
einen gerichtlich nur eingeschränkt überprüfbaren prüfungsrechtlichen 
Beurteilungsspielraum haben. Es bestehe deshalb kein Anlass, den 
????????????????????????????????????????????????????????????????
hinaus den Erwartungshorizont festzulegen. Zum Teil betont allerdings 
die Rechtsprechung, dass zwar der Prüfer nicht in allen Fällen von 
sich aus Ausführungen zum Schwierigkeitsgrad der Prüfungsaufgabe 
oder der einzelnen Aufgabenbestandteile machen müsse, dass jedoch 
Erwägungen zum Schwierigkeitsgrad durchaus zur Begründung der 
Bewertung gehören.“ (Maunz & Düring, 2013)
ren. Man kann jedoch allgemein feststellen, dass die 
Einschränkung ein geeignetes Mittel der Qualitäts- 
sicherung ist und zumindest keine unverhältnismäßi-
ge Einschränkung von Freiheitsrechten darstellt5. Zu-
???????????????????? ???????????????????????????????
eine von dieser herrschenden Meinung abweichende 
Position (eine sogenannte Mindermeinung) vertritt.
Daher ist zu fragen, wie sich der Anspruch auf ei-
ne_n sachkundige_n Prüfenden konkret in verwal-
tungsgerichtlichen Verfahren ausgestaltet. So führen 
Beaucamp und Seifert (NVwZ 2008, 261) zwei ein-
schlägige Urteile an, wann dieser Anspruch verletzt 
worden ist. Zum einen, wenn „sich ein Prüfer mit dem 
Prüfungsstoff nicht auskennt (vgl. BVerwG, NVwZ 
1994, 1209 (1210f.))“ und zum anderen, wenn die-
ser „jahrelang nicht als Prüfer tätig war (vgl. BVerwG, 
NVwZ 2000, 915 (921)).“ 
Der Sachverstand und die Prüfungserfahrung sind 
wiederum zwei Aspekte, die nur in eingeschränk-
tem Maße auf Studierende im Peer-Assessment zu-
treffen. Das OVG Münster hat diesbezüglich grund-
legend festgestellt: „Weiter folgt daraus, daß ein 
Student, auch wenn er noch so viel Sachverstand be-
sitzt, als Prüfer nicht in Betracht kommt“ (OVG Müns-
ter, KMK-HschR 1989, 82, NJW 1999, 305 ff.; zitiert 
nach Hailbronner et. al., 1988, 33). 
?? ??????????????????????????????????????? ??????????????????
ist unter Zugrundelegung formeller Kriterien zu bestimmen. Das Prü-
fungsorgan, was die Prüfer bestellt, wäre nämlich überfordert, wenn es 
????????????????????????????????????????? ??????????????????????????-
tionsnachweise eigenständig feststellen müßte.“ (Hailbronner et. al. 
1988, 34).
Dieser Linie folgend sind auch wissenschaftliche Mit-
arbeiter_innen und wissenschaftliche Hilfskräfte kei-
ne genuinen Prüfer_innen im Sinne des Prüfungs-
rechts. Erstere können aber bezogen auf bestimmte 
Module als Prüfer_innen bestellt werden (vgl. OVG 
Münster, NJW 1999, 305), wenn sie die genannten 
???????????????????????????????????????????????????-
beiter_innen und auch Hilfskräften können Aufgaben 
im Sinne einer Vorkorrektur übertragen werden: „Dies 
setzt voraus, daß die Vorkorrektoren den Weisungen 
des Prüfers untergeordnet und ihm nach fachlicher 
Kenntnis und Erfahrung unterlegen sind“ (Hailbron-
ner et. al. 1988, 48). Eine denkbare Konstruktion, das 
Peer-Assessment von Studierenden als gültige Vor-
korrektur anzusehen, scheitert diesen Bedingungen 
folgend an der mangelnden Weisungsgebundenheit 
dem/r Prüfenden gegenüber. In Bezug auf die Vor-
korrektur eines/einer Assistenten/Assistentin reicht 
es darüber hinaus auch nicht aus, diese auf Schlüs-
sigkeit hin zu überprüfen, sondern „die Prüfungsleis-
tung ist vom Prüfer selbst, unmittelbar und vollstän-
dig zur Kenntnis zu nehmen und aus eigener Sicht 
selbstständig zu beurteilen“ (Zimmerling & Brehm 
2007, 298). Daraus folgt ferner: „Ein Verstoß gegen 
das Gebot der selbstständigen und eigenverantwort-
lichen Bewertung der Prüfungsleistung liegt aber vor, 
wenn ein Einzelprüfer Wertungen Dritter in Bezug auf 
die Prüfungsleistung als verbindlich hinnimmt. Im Re-
gelfall unterstellt die Rechtsprechung, dass ein Ein-
zelprüfer Wertungen Dritter als unverbindliche Hin-
weise oder Ratschläge begreift“ (vgl. OVG Bautzen, 
Beschluss vom 14.10.2004 – 4 BS 221/03, NV-
wZ-RR 2004, 188, zitiert nach Zimmerling & Brehm 
2007, 298). Damit ist eine wesentliche Bedingung für 
??????????????????????????????????????????????????
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Peer-Gutachten der Studierenden darf es sich nur 
um unverbindliche Hinweise oder Ratschläge Dritter 
handeln, die für den/die Prüfenden keine Verbindlich-
keit haben. Sie unterliegen so auch keiner direkten 
gerichtlichen Kontrolle, da diese auf die verbindliche 
Korrektur des Prüfers/der Prüferin und seinen/ihren 
Beurteilungsmaßstab abzielt.
Ein Verfahrensmangel durch das Vorliegen einer 
unzulässigen Vorkorrektur, als welche analog das 
Peer-Gutachten begriffen werden kann, kann in die-
sem Sinne durch die Nachkorrektur des Prüfenden 
geheilt werden (VGH München, Urteil vom 19.3.2004 
– 7 B 03.1162, BayVBl. 2005, 662, zitiert nach Zim-
merling & Brehm 2007, 299). Im verwaltungsge-
????????????????????????????????????????????????????-
weislast, dass Vorkorrekturen nicht nur zur Hilfe des
Prüfenden herangezogen wurden (BVerwG, Buch-
holz 421.0 Nr. 265, 107, zitiert nach Hailbronner et. al.
1988, 48). Diese Beweislastumkehr, sowie die Nach-
korrektur durch den Prüfenden sind zwei Aspekte, die
bei klarer Kenntlichmachung der Prüfungsverantwor-
tung den Nachweis eines formalen Verfahrensfeh-
lers erheblich erschweren. Weitere mögliche Verfah-
rensfehler, z. B. die Befangenheitsrüge (Beaucamp &
Seifert, NVwZ 2008, 264) gegenüber Kommilitonin-
nen und Kommilitonen bzw. Verstoß gegen das Ver-
schlechterungsverbot bei Neubewertung durch den
Prüfenden im Vergleich zu den Peer-Gutachten (vgl.
Niehues 2004, 405), können so ausgeschlossen wer-
den, da die Studierenden nicht als Prüfende im Sinne
des Prüfungsrechts tätig werden.
Bei der Prüfung von inhaltlichen Mängeln ist im Sinne 
der vorherigen Ausführungen daher noch die Frage 
einschlägig, ob es sich beim Einbezug von Peer-Gut-
achten um sachfremde Erwägungen handelt. Die-
ses kann allgemein verneint werden, da es sich bei 
Peer-Assessments um kriterienbasierte Gutachten 
???? ?????? ????????? ???????? ????? ??? ?????????? ? ?
Hinblick auf die Unverbindlichkeit zurückgewiesen 
werden. 
Ergebnis der Prüfung: Wenn Studierende im Rahmen 
von Peer-Assessment in Hochschulveranstaltun-
gen als Prüfende tätig werden, handelt es sich dabei 
um einen formalen Verfahrensfehler. Jedoch können 
Peer-Gutachten als unverbindliche Hinweise für den/
die Prüfer_in durchaus bei der Bewertung von Prü-
fungsleistungen herangezogen werden.
2. ZUSAMMENFASSUNG
2. 1.  Was zu beachten ist, damit Peer-
Assessment einer rechtlichen Überprüfung
Stand hält?
Peer-Assessment ist als Prüfungs(-bewertungs)for-
mat und Methode nicht grundsätzlich verboten. Je-
doch können Studierende nicht Prüfende im Sinne 
des Hochschulrechts sein. Daher sind einige Aspek-
te zu beachten, damit Peer-Assessments einer recht-
lichen Überprüfung im Klageverfahren standhalten:
Das Prüfungsformat sollte in der Prüfungsordnung für 
das jeweilige Modul vorgesehen sein. Damit ist nicht 
das Bewertungsformat gemeint, sondern eine Prü-
fungsform, die sich für Peer-Assessment insbeson-
dere eignet, z. B. Projektarbeiten oder Portfolios. Die 
gegenseitige Begutachtung von Studierenden kann 
dabei als Teil der Prüfungsleistung innerhalb dieser 
Prüfungsformate benannt werden (siehe Fußnote 4). 
So kann deutlich gemacht werden, dass die Beurtei-
lungen und vor allem die Begründungen, die ein_e 
Studierende_r für die Arbeit eines/einer Mitstudieren-
den abgegeben hat, als Teil seiner/ihrer Prüfungsleis-
tung bewertet werden können. Dies wiederum lässt 
sich dann gut begründen, wenn (wissenschaftliche) 
Urteilsfähigkeit zum Gegenstand und Ziel des Moduls 
gehört. 
Es muss deutlich gemacht werden, dass die Bewer-
tungen und Beurteilungen der Studierenden für den/
die eigentliche_n Prüfer_in (den/die Lehrenden) kei-
ne direkte bindende Wirkung haben. Sie sind allen-
falls als Ratschläge oder Hinweise Dritter aufzufas-
sen, von denen der/die Prüfer_in abweichen kann. 
Es muss dann darüber hinaus sichergestellt wer-
den, dass der/die Prüfer_in die Arbeiten selbststän-
dig und eigenverantwortlich in vollem Umfang zur 
Kenntnis nimmt/nehmen kann. Er/Sie begründet sei-
ne/ihre Korrektur/Nachkorrektur innerhalb seines/ih-
ren Beurteilungsspielraums, nach seinen/ihren Be-
wertungsmaßstäben. Formal reicht zunächst, dass 
der/die Prüfende die vollständigen Arbeiten zur Ver-
fügung gestellt bekommt und er/sie die Benotung 
unterschreibt. Die Beweislast, dass er/sie die Arbei-
ten nicht zur Grundlage seiner/ihrer Benotung ge-
macht hat (indem er/sie sich zum Beispiel nur auf die 
????????????????????????????????? ????????????????????
Daher ist unbedingt darauf zu achten immer wieder 
auf die Eigenständigkeit des Prüferurteils hinzuwei-
sen. Eigenständige Korrekturen, beispielsweise durch 
Randkommentierungen, oder Kriterien- und Bewer-
tungskataloge des Lehrenden untermauern auch ge-
richtlich diese Eigenständigkeit. 
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Wenn diese drei Aspekte beachtet werden, kann 
Peer-Assessment auch im Hochschulbereich zum 
Einsatz kommen. Mögliche rechtliche Bedenken 
sollten dabei hinter der beschriebenen didaktischen 
Sinnhaftigkeit stehen, denn allgemein gilt: „Klagen 
gegen Prüfungsentscheidungen sind selten erfolg-
reich“ (Beaucamp & Seifert, NVwZ 2008, 267).
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